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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Integration Serbiens in Europa

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten und der Republik Serbien, das 
derzeit von den Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament ratifiziert wird, und des
Interimsabkommens über Handel und Handelsfragen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und der Republik Serbien, das am 1. Februar 2010 in Kraft getreten ist,

– in Kenntnis des Beschlusses des Rates 2008/213/EG vom 18. Februar 2008 über die 
Grundsätze, Prioritäten und Bedingungen der Europäischen Partnerschaft mit Serbien und 
zur Aufhebung des Beschlusses 2006/56/EG1,

– in Kenntnis des Fortschrittsberichts der Kommission 2009 zu Serbien2 und der Mitteilung 
der Kommission vom 14. Oktober 2009 mit dem Titel „Erweiterungsstrategie und 
wichtigste Herausforderungen 2009 – 2010“3,

– in Kenntnis der gemeinsamen Erklärung der Interparlamentarischen Versammlung EU-
Serbien vom 4./5. Oktober 2010,

– in Kenntnis des Rückübernahmeabkommens EU-Serbien vom 8. November 20074 und der 
Verordnung des Rates (EG) Nr. 1244/2009 vom 30. November 2009, angenommen am 
1. Dezember 2009, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 vom 15. März 2001 
zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der 
Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren 
Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind5,

– in Kenntnis seiner Empfehlung an den Rat vom 25. Oktober 2007 zu den Beziehungen 
zwischen der Europäischen Union und Serbien6 und seiner Entschließung vom 
26. November 2009 über das Strategiepapier 2009 der Kommission zur Erweiterung 
betreffend die Länder des westlichen Balkans, Island und die Türkei7,

– in Kenntnis des Berichts des Chefanklägers des Internationalen Strafgerichtshofs für das 
ehemalige Jugoslawien (IStGHJ), der am 18. Juni 2010 übermittelt wurde,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass in den im Anschluss an die Tagung des Europäischen Rates vom 
                                               
1 ABl. L 80 vom 19.3.2008, S. 46.
2 SEK(2009)1339 endg.
3 KOM(2009)0533 endg.
4 ABl. L 334 vom 19.12.2007, S. 46.
5 ABl. L 336 vom 18.12.2009, S. 1.
6 T6-0482/2007
7 T7-0097/2009
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19./20. Juni 2003 in Thessaloniki veröffentlichten Schlussfolgerungen des Vorsitzes allen 
westlichen Balkanstaaten das Versprechen gegeben wurde, dass sie der Europäischen 
Union beitreten würden und dass dieses Versprechen in dem erneuerten Konsens über die 
Erweiterung wiederholt wurde, der auf der Tagung des Europäischen Rates vom 14./15. 
Dezember 2006 gebilligt wurde,

1. beglückwünscht Serbien zu den im Reformprozess erzielten Fortschritten; begrüßt den 
Beschluss des Rates vom 14. Juni 2010, das Ratifizierungsverfahren für das 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit Serbien einzuleiten, sowie die Tatsache, 
dass fünf Mitgliedstaaten das Abkommen bereits ratifiziert haben; fordert die übrigen 
Mitgliedstaaten auf, das Ratifizierungsverfahren rasch durchzuführen;

2. begrüßt den am 22. Dezember 2009 übermittelten Antrag Serbiens auf Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union, und fordert den Rat auf, die Kommission zu ersuchen, ihre 
diesbezügliche Stellungnahme so bald wie möglich auszuarbeiten;

3. begrüßt den Beschluss des Rates über die Visaliberalisierung, durch die es den serbischen 
Bürgerinnen und Bürgern seit dem 19. Dezember 2009 möglich ist, visumfrei in den 
Schengen-Raum einzureisen; begrüßt den Beschluss der serbischen Regierung, es EU-
Bürgerinnen und –Bürgern zu gestatten, mit ihrem Personalausweis nach Serbien 
einzureisen, und fordert weitere Initiativen zur Erleichterung der Reisen von Bürgerinnen 
und Bürgern der westlichen Balkanstaaten;

4. begrüßt die gemeinsame Entschließung der EU und Serbiens zu dem Rechtsgutachten des 
Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeit des Kosovo, das am 9. September von 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen durch Zuruf angenommen wurde; 
begrüßt die Bereitschaft der serbischen Regierung, innerhalb eines EU-Rahmens in einen 
erneuten Dialog mit dem Kosovo zu treten, und fordert, dass die Gespräche unverzüglich 
aufgenommen werden; betont, dass für den erfolgreichen Verlauf des Dialogs von beiden 
Seiten Engagement sowie Kompromissbereitschaft mit Blick auf ihre gemeinsame 
europäische Zukunft erforderlich sind; weist darauf hin, dass gute nachbarschaftliche 
Beziehungen eine der wichtigsten Voraussetzungen für alle westlichen Balkanstaaten 
sind, um auf dem Weg zur Mitgliedschaft in der EU Fortschritte zu erzielen;

5. erinnert daran, dass die uneingeschränkte Zusammenarbeit mit dem IStGHJ eine 
wesentliche Voraussetzung dafür ist, dass Serbien auf dem Weg zur Mitgliedschaft in der 
EU Fortschritte erzielt; betont, dass nur die Festnahme der beiden noch Flüchtigen und 
ihre Auslieferung nach Den Haag als eine vollständige Zusammenarbeit gewertet werden 
können, und fordert, dass zu diesem Zweck rasche Schritte unternommen werden, damit 
das Mandat des Gerichtshofs endgültig erfüllt wird, und dass insbesondere die 
gegenwärtige Strategie für die Feststellung des Aufenthaltsortes der Flüchtigen überdacht 
wird, die bislang nicht erfolgreich gewesen ist;

6. begrüßt die vom serbischen Parlament angenommene Entschließung zu Srebrenica als 
einen bedeutenden Schritt hin zu einer Sensibilisierung für die Gräueltaten, die in der 
jüngeren Vergangenheit verübt wurden, sowie zur regionalen Aussöhnung; begrüßt die 
Entscheidung von Staatspräsident Tadić, an der Begehung des 15. Jahrestags des 
Völkermords von Srebrenica teilzunehmen, als einen weiteren Schritt in diese Richtung; 
begrüßt das Engagement und die Professionalität der Sonderstaatsanwaltschaft für 
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Kriegsverbrechen, unter anderem die rasche Reaktion im Zusammenhang mit den 
Ermittlungen betreffend den Perucac-See;

7. nimmt die Reform des Justizwesens zur Kenntnis und fordert weitere energische 
Anstrengungen zur Gewährleistung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Richter 
und zur Verbesserung der Effizienz der Arbeit der Gerichte; begrüßt das Verfahren zur 
Wiederernennung von Richtern, betont jedoch, dass diese transparent durchgeführt 
werden sollte, wobei das Recht der nicht wieder ernannten Richter gewährleistet sein 
muss, diese Entscheidung anzufechten, und warnt vor einer Politisierung dieses Prozesses; 
weist auf die Verzögerungen bei der Annahme der einschlägigen Rechtsvorschriften hin, 
und fordert die Regierung auf, dem Parlament die verbleibenden Gesetzesentwürfe rasch 
zu übermitteln; fordert darüber hinaus, dass weitere Finanz- und Verwaltungsressourcen 
für die Gerichte, unter anderem für das Verfassungsgericht, vorgesehen werden, damit
deren Funktionsweise verbessert und der Rückstau anhängiger Rechtssachen aufgelöst 
wird; 

8. weist darauf hin, dass die Staatsorgane den Anstrengungen zur Aufrechterhaltung der 
Rechtsstaatlichkeit größte Priorität einräumen sollten; begrüßt die Fortschritte bei der 
Bekämpfung der Korruption, die unter anderem durch jüngst im Fokus der Öffentlichkeit 
stehende Gerichtsverfahren und durch die Schaffung des geeigneten Rechtsrahmens zum 
Ausdruck gekommen sind, unterstreicht jedoch, dass Korruption im Land weiterhin weit 
verbreitet ist, und fordert daher, dass stärkere Anstrengungen unternommen werden, um 
sie auszurotten; weist auf die Praxis hin, zwei Ämter gleichzeitig auszuüben, die ein 
großes Risiko eines Interessenkonflikts in sich birgt und gegen die vorrangig vorgegangen 
werden sollte; ist in diesem Zusammenhang besorgt über die jüngsten Änderungen des 
Gesetzes über die Korruptionsbekämpfungsbehörde, die in die entgegen gesetzte Richtung 
deuten, und nimmt zur Kenntnis, dass die Korruptionsbekämpfungsbehörde das 
Verfassungsgericht mit der Prüfung der Verfassungsmäßigkeit dieser Bestimmungen
befasst hat; fordert die Staatsorgane auf, der Korruptionsbekämpfungsbehörde die für ihre 
Tätigkeit erforderliche politische und administrative Unterstützung zukommen zu lassen, 
und unterstreicht die Notwendigkeit, die von der Korruptionsbekämpfungsbehörde 
gemeldeten Korruptionsfälle rasch zu untersuchen; fordert die Annahme von Änderungen 
zum Gesetz über die Parteienfinanzierung zur Gewährleistung umfassender Transparenz 
und eines wirkungsvollen Überwachungssystems für die Parteienfinanzierung; betont, wie 
bedeutsam die Rückgabe von Eigentum als ein wichtiger Schritt mit Blick auf die
Rechtspflege ist;

9. begrüßt die Fortschritte bei der Reformierung der öffentlichen Verwaltung; betont, dass 
weitere Anstrengungen in Bezug auf die Schaffung eines unabhängigen öffentlichen 
Dienstes unternommen werden sollten, und weist in diesem Zusammenhang auf die 
schädliche Praxis hin, Personal außerhalb des Gesetzes für öffentlich Bedienstete 
einzustellen, oftmals auf der Grundlage politischer Beziehungen; weist auf die 
kontinuierliche Notwendigkeit des Kapazitätsaufbaus in der Verwaltung hin, sowohl auf 
nationaler als auch auf lokaler Ebene, und fordert die Kommission auf, die staatlichen 
Stellen diesbezüglich in Abstimmung mit anderen Gebern weiterhin zu unterstützen;

10. begrüßt die Fortschritte bei der Polizeireform und die zunehmende Zusammenarbeit mit 
den Nachbarstaaten im Polizeibereich; weist jedoch auf die Fälle unangemessenen 
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Verhaltens der Polizei hin, einschließlich Machtmissbrauch und Gewalt von 
Polizeibeamten gegen Bürgerinnen und Bürger, und fordert weitere energische 
Anstrengungen zur Bestrafung von Straftätern; begrüßt die Anstrengungen zur Erhöhung 
des Frauenanteils bei den Polizeikräften; 

11. begrüßt die verbesserte Koordinierung zwischen der Polizei und den Staatsanwälten, die 
zu Ergebnissen bei der Bekämpfung der organisierten Kriminalität geführt hat; fordert, 
dass in dieser Hinsicht weitere Anstrengungen unternommen werden; 

12. erinnert daran, wie wichtig ein gut funktionierendes Parlament als eine zentrale 
Einrichtung in dem demokratischen System ist, und betont die Bedeutung der Arbeit 
parlamentarischer Ausschüsse, die adäquat genutzt werden sollten; weist auf die Praxis 
der „Blankomandate“ hin, die es den politischen Parteien ermöglichen, die Aktivitäten der 
Mitglieder des Parlaments entgegen den demokratischen Prinzipien ihrer Unabhängigkeit 
zu kontrollieren, und fordert die politischen Parteien auf, dies zu beenden; begrüßt die 
Annahme der Geschäftsordnung des neuen Parlaments; fordert eine Stärkung der 
Kontrolle der Tätigkeiten der Regierung und würdigt die zu diesem Zweck förmlich in die 
Geschäftsordnung eingeführten öffentlichen Anhörungen; begrüßt gleichermaßen die 
Bestimmungen über die Kontrolle der unabhängigen Gremien, fordert allerdings klare 
Kriterien für die Ablehnung ihrer Berichte;

13. erinnert daran, dass starke und unabhängige Medien für die Demokratie äußerst wichtig 
sind, und fordert, dass Schritte unternommen werden, um ihre Unabhängigkeit von 
politischem oder sonstigem Einfluss zu gewährleisten; ist besorgt über die 
Meinungsverschiedenheiten betreffend die Privatisierung der Tageszeitung „Večernje 
novosti“ und fordert die Regierung auf, die Gleichbehandlung aller ausländischen und 
inländischen Investoren sicherzustellen; verurteilt die gegen serbische Journalisten 
gerichteten Angriffe und Drohungen und fordert die staatlichen Stellen auf, diese Fälle 
umfassend zu untersuchen und die Straftäter vor Gericht zu stellen; weist auf die 
Konzentration der Eigentumsrechte und die mangelnde Transparenz im Mediensektor hin;

14. betont, wie wichtig der Dezentralisierungsprozess für ein besseres Funktionieren des 
Staates ist, indem er ihn den Bürgerinnen und Bürgern näherbringt und gleichzeitig den 
Minderheiten eine lokale Selbstverwaltung gewährt; begrüßt in diesem Zusammenhang 
die Annahme des Statuts der Vojvodina und fordert, dass der Prozess der Übertragung von 
Befugnissen durch die Annahme von Finanzgesetzen fortgesetzt wird, die es der 
Vojvodina ermöglichen werden, damit zu beginnen, ihre staatlichen Stellen gemäß dem 
neuen Statut zu nutzen; fordert außerdem weitere politische Anstrengungen, um den
Bestrebungen der albanischen Minderheit im Preševo-Tal in Bezug auf eine örtliche 
Verwaltung durch die rasche Bereitstellung angemessener Mittel im Einvernehmen mit 
der Koordinierungsstelle für die Gemeinden Preševo, Bujanovac und Medvedja Rechnung 
zu tragen; betont gleichermaßen, wie wichtig die wirksame Funktionsweise aller 
Arbeitsgruppen der Koordinierungsstelle ist;

15. begrüßt die Bildung der meisten Nationalräte durch die Minderheiten als Gremien, die es 
ihnen ermöglichen, Entscheidungen in den Bereichen Bildung, Kultur, Gebrauch von 
Minderheitensprachen und öffentliche Informationen zu treffen; nimmt die Beschwerden 
über Unregelmäßigkeiten bei den Vorbereitungen und die rechtlichen Anforderungen für 
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die Einrichtung der Räte zur Kenntnis und fordert die staatlichen Stellen auf, sie zu 
bearbeiten; äußert Bedenken in Bezug auf die Bildung des bosnischen Nationalrats und 
fordert einen raschen Abschluss des Prozesses im Einklang mit den Regeln und eine 
legitime Vertretung der Bosnier in dem Rat; ist besorgt über die zunehmenden 
Spannungen in Sandzak, die unter anderem in jüngsten gewaltsamen Zwischenfällen zum 
Ausdruck kamen, und fordert nachdrücklich, dass politischer Streit im Dialog im Rahmen 
demokratischer Institutionen gelöst wird;

16. fordert, dass weitere Schritte unternommen werden, um das Antidiskriminierungsgesetz 
umfassend umzusetzen, und begrüßt die Fortschritte auf diesem Gebiet, insbesondere die 
Schaffung des Amtes des Beauftragten für Chancengleichheit als einen wichtigen Schritt 
zur Gewährleistung der Gleichbehandlung aller Bürgerinnen und Bürger Serbiens; begrüßt 
die Tatsache, dass die erste Schwulen- und Lesbenparade in Belgrad am 10. Oktober
stattfand, und betrachtet diese Veranstaltung als einen Schritt von herausragender 
Bedeutung für die Schaffung einer offenen und toleranten Gesellschaft; begrüßt die 
Tatsache, dass angemessene Sicherheitsvorkehrungen für die Teilnehmer an dieser Parade 
getroffen worden waren;

17. bedauert allerdings die gewalttätigen Ausschreitungen, die mit der Parade einhergingen 
und die zu einer hohen Zahl Verletzter führten, hauptsächlich unter der Polizei; ruft in 
Erinnerung, dass die Rede- und Versammlungsfreiheit zu den europäischen Kernwerten 
gehören und fordert die staatlichen Stellen auf, die Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten, 
indem Gewalttäter, die die Parade gestört haben, strafrechtlich verfolgt werden und
extremistische Organisationen, denen sie angehören, wirkungsvoll verboten werden; stellt 
fest, dass diese Organisationen in der Vergangenheit, insbesondere am 17. Februar 2008, 
für schwerwiegende Gewalttaten verantwortlich waren;

18. weist auf die ständige Diskriminierung und Fälle von gegen die Romabevölkerung 
gerichteter Gewalt in jüngster Vergangenheit hin; fordert die staatlichen Stellen auf, 
dringend Maßnahmen zur Verbesserung ihrer Lebensbedingungen, ihres Zugangs zur
Bildung und zum Gesundheitssystem zu ergreifen; betont gleichermaßen die hohe Zahl 
von Flüchtlingen in Serbien sowie die Tatsache, dass infolge von 
Rückübernahmeabkommen mit EU-Staaten bis zu 150 000 Rückkehrer zu erwarten sind 
und dass deren erfolgreiche Wiedereingliederung gründliche Vorbereitungen erfordern 
wird, insbesondere auf der Ebene der lokalen staatlichen Stellen; 

19. betont die wichtige Rolle, die die Zivilgesellschaft bei der Festlegung der politischen 
Prioritäten spielt; fordert die staatlichen Stellen auf, den politischen Entscheidungsprozess 
integrativer zu gestalten, indem vermehrt Konsultationen mit den Akteuren der 
Zivilgesellschaft angeboten werden;

20. betont, wie außerordentlich wichtig das Bildungssystem für die Jugend des Landes und 
die künftigen Wirtschaftsaussichten ist; unterstreicht, dass moderne und hohe 
Bildungsstandards, die eine Generation hochqualifizierter Arbeitnehmer hervorbringen, zu 
den wichtigsten Voraussetzungen sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung gehören; 
bedauert die hohe Arbeitslosigkeit unter den Jugendlichen und den geringen Anteil an 
Universitätsabsolventen; fordert die staatlichen Stellen auf, die Bestimmungen des 
Bologna-Prozesses vollständig umzusetzen und das serbische Bildungssystem mit den 
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europäischen Standards in Einklang zu bringen;

21. weist auf die schwierige Lage im Strafvollzugssystem hin und fordert, dass Maßnahmen 
ergriffen werden, um Abhilfe für überfüllte Strafvollzugsanstalten zu schaffen, die 
unzumutbaren Haftbedingungen zu verbessern und angemessene 
Wiedereingliederungsprogramme und Schulungsmaßnahmen für Häftlinge vorzusehen;

22. betont die nachteiligen Folgen der Finanzkrise für das Land; nimmt die jüngste 
Überarbeitung des Standby-Abkommen mit dem IWF zur Kenntnis, die mit einer 
positiven Bewertung der makroökonomischen Maßnahmen des Landes einherging; fordert 
die staatlichen Stellen auf, alles in ihrer Macht Stehende zu unternehmen, um die am 
stärksten gefährdeten Gruppen in der Gesellschaft vor den Auswirkungen der Krise zu 
schützen; 

23. fordert weitere Anstrengungen zur Verbesserung der Straßeninfrastruktur einschließlich 
des schnellen Abschlusses des Korridors X sowie des ebenso bedeutsamen Schienen- und 
Binnenschifffahrtsverkehrs; betont, wie wichtig ein integriertes Verkehrssystem sowohl 
für die wirtschaftliche Entwicklung der serbischen Regionen als auch für den Ausbau des 
regionalen Handels ist;

24. begrüßt das zwischen Serbien und Kroatien geschlossene Abkommen, welches die 
Auslieferung der Bürger dieser Staaten ermöglicht, die im Verdacht stehen, 
Kriegsverbrechen oder Straftaten verübt zu haben, die der organisierten Kriminalität 
zuzurechnen sind, sowie die vorgesehenen Gespräche über die Festlegung der Grenzen
zwischen den beiden Staaten; ermutigt die serbische Regierung, ähnliche Abkommen mit 
anderen Nachbarstaaten abzuschließen, und begrüßt die in dieser Hinsicht von Serbien 
und Montenegro ergriffenen Schritte; 

25. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission sowie der 
Regierung und dem Parlament Serbiens zu übermitteln.


